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Textgegenüberstellung 
 

Änderung des Umweltinformationsgesetzes 

 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe Mitteilungsschranken und Ablehnungsgründe 
§ 6. (2) Andere als die in § 4 Abs. 2 genannten Umweltinformationen sind 

unbeschadet der Mitteilungsschranken des Abs. 1 mitzuteilen, sofern ihre 
Bekanntgabe keine negativen Auswirkungen hätte auf: 

§ 6. (2) Andere als die in § 4 Abs. 2 genannten Umweltinformationen sind 
unbeschadet der Mitteilungsschranken des Abs. 1 mitzuteilen, sofern ihre 
Bekanntgabe keine negativen Auswirkungen hätte auf: 

 1. internationale Beziehungen, die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit oder die umfassende Landesverteidigung; 

 1. internationale Beziehungen, die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit oder die umfassende Landesverteidigung; 

 2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen 
beziehen; 

 2. den Schutz von Umweltbereichen, auf die sich die Informationen 
beziehen; 

 3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges 
Interesse an der Geheimhaltung im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000 
(DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999, besteht; 

 3. die Vertraulichkeit personenbezogener Daten, sofern ein schutzwürdiges 
Interesse an der Geheimhaltung im Sinne der Verordnung (EU) 2016/679 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 
119 vom 04.05.2016 S. 1, sowie des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 
165/1999 idF BGBl. I Nr. 24/2018, besteht; 

 4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch innerstaatliches 
oder gemeinschaftliches Recht geschützt sind, um berechtigte 
wirtschaftliche Interessen, einschließlich des öffentlichen Interesses an 
der Wahrung der Geheimhaltung von statistischen Daten und des 
Steuergeheimnisses, zu schützen; 

 4. Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, sofern diese durch innerstaatliches 
oder gemeinschaftliches Recht geschützt sind, um berechtigte 
wirtschaftliche Interessen, einschließlich des öffentlichen Interesses an 
der Wahrung der Geheimhaltung von statistischen Daten und des 
Steuergeheimnisses, zu schützen; 

 5. Rechte an geistigem Eigentum;  5. Rechte an geistigem Eigentum; 
 6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen, 

sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist; 
 6. die Vertraulichkeit der Beratungen von informationspflichtigen Stellen, 

sofern eine derartige Vertraulichkeit gesetzlich vorgesehen ist; 
 7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires 

Verfahren zu erhalten, oder die Möglichkeiten einer Behörde, 
Untersuchungen 

 7. laufende Gerichtsverfahren, die Möglichkeit einer Person, ein faires 
Verfahren zu erhalten, oder die Möglichkeiten einer Behörde, 
Untersuchungen 

strafrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Art durchzuführen. strafrechtlicher oder disziplinarrechtlicher Art durchzuführen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Nationales Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (nationales 

PRTR) 
Nationales Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister (nationales 

PRTR) 
§ 9a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend ein der Öffentlichkeit frei und unentgeltlich zugängliches, 
internetgestütztes Schadstofffreisetzungs- und –verbringungsregister (nationales 
PRTR) einzurichten und zu führen. Er bedient sich der Umweltbundesamt GmbH 
(im Folgenden: Umweltbundesamt) als Dienstleister. Die Form der Übermittlung 
und die Aktualisierung der Informationen werden durch Verordnung geregelt. 

§ 9a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft, 
Familie und Jugend ein der Öffentlichkeit frei und unentgeltlich zugängliches, 
internetgestütztes Schadstofffreisetzungs- und –verbringungsregister (nationales 
PRTR) einzurichten und zu führen. Er bedient sich der Umweltbundesamt GmbH 
(im Folgenden: Umweltbundesamt) als Auftragsverarbeiter. Die Form der 
Übermittlung und die Aktualisierung der Informationen werden durch 
Verordnung geregelt. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 18. (1) bis (8) …  § 18. (1) bis (8) … 

(9) § 6 Abs. 2 Z 3 und § 9a Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit dem auf die Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft.  
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